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167. Verordnung: Anderung der Jachtzulassungsverordnung

167. Verordnung des Bundesministers fiir Verkehr, Innovation und Technologie, mit der
die Jachtzulassungsverordnung geindert wird

Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Seeschifffahrtsgesetzes, BGBIL. Nr. 174/1981, zuletzt gedndert durch
Artikel 3 der Schifffahrtsrechtsnovelle 2005, BGBI. I Nr. 41, wird verordnet:

Die Jachtzulassungsverordnung, BGBI. Nr. 502/1994, wird wie folgt gedndert:
Artikel 1

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Uberschrift zu § 2 die Uberschrift ,,§ 2a. Amtliches Kennzeichen*
eingefiigt.
2. Nach § 2 wird folgender § 2a samt Uberschrift eingefiigt:

»Amtliches Kennzeichen

§ 2a. (1) Das amtliche Kennzeichen gemi3 § 12 Abs. 1 des Seeschifffahrtsgesetzes besteht aus ei-
nem Grofbuchstaben oder einem GrofB- und einem Kleinbuchstaben in lateinischen Schriftzeichen zur
Bezeichnung der Zulassungsbehorde, gefolgt von einem Bindestrich und einer fiinfstelligen Zahl in arabi-
schen Ziffern.

(2) Die Buchstaben zur Bezeichnung der Zulassungsbehorde sind

A fiir den Bundesminister fiir Verkehr, Innovation und Technologie;
B fiir den Landeshauptmann von Burgenland;
K fiir den Landeshauptmann von Kérnten;
N fiir den Landeshauptmann von Niederdsterreich;
O fiir den Landeshauptmann von Oberdsterreich;
S fiir den Landeshauptmann von Salzburg;
St fiir den Landeshauptmann von Steiermark;
T fiir den Landeshauptmann von Tirol;
V fiir den Landeshauptmann von Vorarlberg und
W fiir den Landeshauptmann von Wien.

(3) Ein gemal Abs. 1 und 2 gleiches, von der selben Zulassungsbehorde fiir die selbe Jacht nach an-
deren Rechtsvorschriften bereits zugeteiltes amtliches Kennzeichen gilt auch als solches gemal3 Abs. 1.

(4) Das amtliche Kennzeichen ist vom Zulassungsinhaber in dauerhafter Ausfithrung und ohne Ver-
zierungen in deutlich lesbarer Schrift mit einer Schrifthohe von mindestens 150 mm und einer Schrift-
stirke von mindestens 20 mm auf dem in der Zulassung bezeichneten Fahrzeug anzubringen und in gut
lesbarem Zustand zu erhalten.

(5) Das amtliche Kennzeichen ist vom Zulassungsinhaber nach Erloschen oder Widerruf der Zulas-
sung unverziiglich zu entfernen. Die Entfernung hat bei Bestehen einer nach anderen Rechtsvorschriften
erteilten Zulassung, welche die Verwendung des gleichen amtlichen Kennzeichens vorschreibt, zu unter-
bleiben.*
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit dem auf ihre Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Gorbach

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T12:16:15+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T12:16:15+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




